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                11. November 2013 

Die Vorbereitungen für die Tarifrunde 2014 mit  

dem Bund und der Vereinigung der kommu-

nalen Arbeitgeberverbände laufen. Die ver.di-

Bundestarifkommission für den öffentlichen 

Dienst hat auf ihrer Sitzung am 22./23. Oktober 

2013 einstimmig die Kündigung der Entgelttabel-

len des TVöD zum 28. Februar 2014 beschlos-

sen. Die Forderungen für die Tarif- und Besol-

dungsrunde 2014 werden am 11. Februar 2014 

aufgestellt. Bis dahin gilt es, die Vorstellungen 

der ver.di-Mitglieder und die Möglichkeiten ihrer 

Durchsetzung in den Dienststellen und Betrieben 

zu diskutieren. Doch schon jetzt sind sich die 

Mitglieder der Bundestarifkommission einig:  

 

WIR SIND ES WERT. - Wir leisten gute Arbeit 

und gute Arbeit muss ordentlich bezahlt werden! 

 

Klartext: 

Einkommensschere weiter geöffnet 

Seit 2000 lag die Erhöhung der Löhne und Ge-

hälter in Deutschland nur geringfügig oberhalb 

der Inflationsrate. In dem gleichen Zeitraum stie-

gen die Einkommen aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen um etwa 40 Prozent. 

 

Klartext: 

Konsumausgaben zurückgeblieben 

Während die Wirtschaftsleistung (BIP) in den 

letzten zwanzig Jahren um etwa 26 Prozent an-

gewachsen ist, sind die privaten Konsumausga-

ben um nicht einmal 17 Prozent gestiegen. 

Insbesondere in den Jahren 2006 – 2008 und 

wieder seit 2010 bleibt die Entwicklung der Kon- 

sumausgaben deutlich hinter der wirtschaftli-

chen Gesamtentwicklung zurück. 

 
Klartext: 

Geld ist genug da! 

Für den Zeitraum 2011 bis 2015 wird von einem 

Steuerplus von 15,4 % ausgegangen. Für die 

Kommunen sogar von einem Steuerplus von 

18,1 %. Für das Jahr 2014 wird mit einem Steu-

erplus von 3,8%, bei den Kommunen von 3,9% 

gerechnet. 

Durch die derzeitige konjunkturelle Entwicklung 

gibt es eine gute Einnahmeentwicklung bei den 

öffentlichen Haushalten, so dass davon ausge-

gangen wird, dass auch in 2013, wie bereits in 

2012, die öffentlichen Haushalte mit einem 

Überschuss abschließen werden.  

Nach dem Gemeindefinanzbericht 2013 des 

Deutschen Städtetages vom 10. Oktober 2013 

steigt der Überschuss der deutschen Kommu-

nen nach 1,8 Mrd. Euro in 2012 auf 4,1 Mrd. 

Euro in 2013. 

 

Höchste Zeit also, dass die Beschäftigten beim 

Bund und den Kommunen Position beziehen. 

Denn höhere Einkommen werden uns nicht in 

den Schoß fallen.  

Dafür müssen wir aktiv werden! 

 

Tarifrunde 2012 für Bund und Gemeinden 
laufen bereits. Die neue Bundestarifkommissi-
on für den öffentlichen Dienst hat in ihrer 
konstituierenden Sitzung am 26./27. Oktober 
2011 die Kündigung der Entgelttabellen zum 
29. Februar 2012 beschlossen.  
Die Forderungen für die Tarif und Besoldungs-
runde 2012 werden am 9. Februar 2012  
aufgestellt. Doch schon jetzt sind sich die  
Mitglieder der Bundestarifkommission einig:  
WIR SIND ES WERT. Wir leisten gute Arbeit 

ver.di-Bundestarifkommission 
stellt die Weichen für die 
Tarifrunde TVöD 2014: 

Deutliche Einkommenszuwächse 
erforderlich! 



 

 

 Wir haben Nachholbedarf  

 

Die Realität:  

Beim Bund und den Gemeinden wird weniger 

verdient als in der Privatwirtschaft. Diese Tendenz 

hat sich in den letzten Jahren fortgesetzt. In den 

Jahren 2000 – 2007 erhöhten sich die Einkommen 

der Beschäftigten im öffentlichen Dienst im Be-

reich des TVöD unterdurchschnittlich. 

Während die Produktivität und die Inflation (sog. 

„Verteilungsspielraum“) sich vom Jahr 2000 bis 

heute um 41,1 % steigerten, erhöhten sich die 

Einkommen der Beschäftigen im öffentlichen 

Dienst nur um 29,1 %. Allerdings konnten die 

Tariferhöhungen im Zeitraum 2008 - 2013 in der 

Summe den Verteilungsspielraum mehr als aus-

schöpfen (+ 4,53%). Trotz dieser Trendwende 

besteht aber weiterer Nachholbedarf. 

 

Verantwortungsbewusst  

Handelt daher, wer dieser Entwicklung mit einer 

nachhaltigen Einkommenssteigerung entgegen-  
 

 

 

wirkt. Denn das ist nicht nur gerecht, sondern 

auch Würdigung der Arbeit der Beschäftigten. Sie 

erbringen täglich engagierte und kompetente 

öffentliche Dienstleistungen! 

 

Ein Abschlag für den öffentlichen Dienst ist 

nicht gerechtfertigt!  

Seit nun schon zwei Jahrzehnten werden im öf-

fentlichen Dienst überproportional Arbeitsplätze 

abgebaut. Ständige Arbeitsverdichtung bei immer 

höheren Anforderungen ist die Folge für die Be-

schäftigten. Diese Leistungen müssen auch ent-

sprechend bezahlt werden! 

 

MITMACHEN. 

MITENTSCHEIDEN. 

MITGLIED WERDEN. 
 

kuege
Rechteck


